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I. Arbeitsgericht 
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Beschluß vom 9. September 2004 
- 6 BV 320/03 -

II. Landesarbeitsgericht 
Köln

Beschluß vom 20. Juni 2005 
- 2 TaBV 9/05 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein__________

Entscheidungsstichwort:
Mitbestimmung bei Eingruppierung

Gesetz:
BetrVG §§ 99, 101

Leitsatz:
Der Betriebsrat hat nach § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG ein Mitbe­
urteilungsrecht bei der Frage, ob ein bislang außertariflich vergüteter 
Angestellter nach einer Versetzung weiterhin außertariflich eingruppiert 
ist oder nunmehr unter eine tarifliche Vergütungsordnung fällt.
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BUNDESARBEITSGERICHT

1 ABR 13/06
2 TaBV 9/05 
Landesarbeitsgericht 
Köln

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
12. Dezember 2006

BESCHLUSS
Klapp, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In dem Beschlussverfahren

mit den Beteiligten 

1 .

Antragsteller und Beschwerdeführer,

2 .

Rechtsbeschwerdeführerin,

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der Anhörung vom 12. De­

zember 2006 durch die Präsidentin des Bundesarbeitsgerichts Schmidt, die Richter am 

Bundesarbeitsgericht Kreft und Linsenmaier sowie die ehrenamtlichen Richter 

Dr. Federlin und Kunz beschlossen:

-2  -
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Die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin gegen den Beschluss 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom 20. Juni 2005 -2TaBV 
9/05 - wird zurückgewiesen.

Von Rechts wegen!

Gründe

A. Die Beteiligten streiten darüber, ob anlässlich der Versetzung eines außerta- 1 

riflich vergüteten Angestellten eine erneute Eingruppierung iSv. § 99 Abs. 1 Satz 1 

BetrVG vorzunehmen und der Betriebsrat hieran zu beteiligen ist.

Die Arbeitgeberin wendet in ihrem Betrieb den Gehaltstarifvertrag für die An- 2 

gestellten der Druck- und Medienindustrie in Nordrhein-Westfalen (GTV) an. Oberste 

Gehaltsgruppe ist die Tarifgruppe 9. Das Tarifgehalt dieser Gruppe betrug im Jahr 

2003 4.117,00 Euro brutto. Nicht als Angestellte im Sinne des GTV gelten die Mitar­

beiter, deren Arbeitsanforderungen diejenigen der höchsten Tarifgruppe übersteigen.

Dieser außertarifliche Bereich ist bei der Arbeitgeberin nicht weiter ausdifferenziert. Zu 

ihm gehörte der als Assistent der Stabsstelle Qualitätssteuerung eingesetzte Mitarbei­

ter H.

Mit Schreiben vom 4. Juli 2003 hörte die Arbeitgeberin den Betriebsrat zur 3 

Versetzung dieses Mitarbeiters auf die Stelle des stellvertretenden Leiters der Abtei­

lung Plattenherstellung an. Das Anhörungsschreiben enthält zur Eingruppierung die 

Angabe „AT“. Am 8. Juli 2003 wurde dem Betriebsrat ergänzend mitgeteilt, dass eine 

Vergütung iHv. 4.300,00 Euro brutto zuzüglich einer Schichtpauschale von 

200,00 Euro vereinbart sei. Der Betriebsrat stimmte mit Schreiben vom 11. Juli 2003 

der Versetzung zu, verweigerte jedoch seine Zustimmung zur Eingruppierung unter 

Hinweis auf § 99 Abs. 2 Nr. 1 und 4 BetrVG mit der Begründung, der Mitarbeiter sei in 

die Gehaltsgruppe 9 einzugruppieren und werde durch die außertarifliche Bezahlung 

benachteiligt, da das Gehalt bei einer zu erwartenden Erhöhung der Tarifgehälter in 

Kürze unter demjenigen der Tarifgruppe 9 liegen werde. Abweichend von einer voran­

gegangenen Ankündigung teilte die Arbeitgeberin dem Betriebsrat mit Schreiben vom 

17. September 2003 mit, dass sie kein Zustimmungsersetzungsverfahren einleiten 

werde; ein Mitbestimmungsrecht bestehe hinsichtlich der Eingruppierung nicht, da Herr 

H schon vor der Versetzung AT-Angestellter gewesen sei.
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Der Betriebsrat hat die Auffassung vertreten, er habe nach § 99 BetrVG ein 4 

Mitbeurteilungsrecht bei der Frage, ob ein außertariflich vergüteter Arbeitnehmer noch 

zutreffend eingruppiert sei, wenn ihm eine neue, vom Arbeitgeber gleichfalls als au­

ßertariflich erachtete Tätigkeit zugewiesen werde.

Er hat beantragt, 5

der Arbeitgeberin aufzugeben, wegen der Eingruppierung des 
Mitarbeiters H als AT-Angestellter das Zustimmungserset­
zungsverfahren einzuleiten und durchzuführen.

Für den Fall, dass in der Anhörung vom 4. Juli 2003 kein Antrag auf Zustim- 6

mung zur Eingruppierung zu sehen sei, hat er hilfsweise beantragt,

der Arbeitgeberin aufzugeben, wegen der Eingruppierung des 
Mitarbeiters H als AT-Angestellter seine Zustimmung zu bean­
tragen und im Fall der Zustimmungsverweigerung das Zustim­
mungsersetzungsverfahren einzuleiten und durchzuführen.

Die Arbeitgeberin hat beantragt, die Anträge abzuweisen. Sie hat die Auffas- 7 

sung vertreten, ihre Entscheidung, einen bereits außertariflich vergüteten Mitarbeiter 

nach einer Versetzung auch weiterhin außertariflich zu vergüten, sei keine Eingruppie­

rung. Dem Betriebsrat stehe daher über die Mitbestimmung bei der Versetzung hinaus 

kein Mitbestimmungsrecht zu.

Anders als das Arbeitsgericht hat das Landesarbeitsgericht dem Hauptantrag 8 

des Betriebsrats entsprochen. Der Senat hat auf die Nichtzulassungsbeschwerde der 

Arbeitgeberin mit Beschluss vom 24. Januar 2006 (- 1 ABN 59/05 -) die Rechtsbe­

schwerde zugelassen. Mit dieser begehrt die Arbeitgeberin die Wiederherstellung der 

erstinstanzlichen Entscheidung. Der Betriebsrat beantragt, die Rechtsbeschwerde zu­

rückzuweisen.

B. Die zulässige Rechtsbeschwerde ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht 9 

hat dem Hauptantrag des Betriebsrats zu Recht stattgegeben. Die Arbeitgeberin ist 

verpflichtet, wegen der (erneuten) Eingruppierung des Mitarbeiters H ein gerichtliches 

Zustimmungsersetzungsverfahren nach § 99 Abs. 4 BetrVG einzuleiten. Der Betriebs­

rat hat nach § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG ein Mitbeurteilungsrecht bei der Frage, ob ein 

bislang außertariflich vergüteter Angestellter nach einer Versetzung weiterhin außerta­

riflich eingruppiert ist oder nunmehr unter die tarifliche Vergütungsordnung fällt. Da 

dem Hauptantrag des Betriebsrats entsprochen wurde, fiel der Hilfsantrag nicht zur 

Entscheidung an.
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I. Der Hauptantrag des Betriebsrats ist zulässig. Er ist auf die Verpflichtung der 10

Arbeitgeberin zur Einleitung des Zustimmungsersetzungsverfahrens wegen der Ein­

gruppierung des Mitarbeiters H gerichtet. Damit entspricht er der Antragsformulierung,

die der Senat in vergleichbaren Fällen für zulässig und sachdienlich erachtet hat (vgl. 

etwa BAG 31. Oktober 1995 - 1 ABR 5/95 - AP BetrVG 1972 § 99 Eingruppierung Nr. 5 

= EzA BetrVG 1972 § 99 Nr. 131, zu B12 b der Gründe mwN). Der Antrag ist hinrei­

chend bestimmt iSv. § 253 Abs. 2 Satz 2 ZPO. Ein ihm entsprechender Tenor ist erfor­

derlichenfalls gemäß § 85 Abs. 1 Satz 1, 3 ArbGG iVm. § 888 Abs. 1 Satz 1 ZPO voll­

streckbar (BAG 26. Oktober 2004 - 1 ABR 37/03 - BAGE 112, 238, zu B 12 der Grün­

de). Das Zustimmungsersetzungsverfahren, dessen Einleitung der Arbeitgeberin auf­

gegeben werden soll, ist ergebnisoffen (vgl. 26. Oktober 2004 - 1 ABR 37/03 - aaO).

Erst in diesem Verfahren wird geprüft, ob die von der Arbeitgeberin für richtig erachtete 

Eingruppierung zutreffend ist.

Der Betriebsrat ist antragsbefugt. Er macht mit den auf § 101 BetrVG ge- 11 

stützten Anträgen ein eigenes betriebsverfassungsrechtliches Recht geltend. Neben 

der Arbeitgeberin und dem Betriebsrat sind keine weiteren Personen oder Stellen be­

teiligt. Dies gilt insbesondere für den betroffenen Arbeitnehmer H. Er hat keine be­

triebsverfassungsrechtliche Rechtsposition, die durch die Entscheidung im vorliegen­

den Verfahren berührt sein könnte.

II. Der Antrag ist begründet. Der Anspruch des Betriebsrats folgt aus § 101 12

BetrVG. Die Arbeitgeberin hat mit ihrer Beurteilung, der Mitarbeiter H sei auch nach der 

Versetzung außertariflich zu vergüten, eine (Neu-)Eingruppierung iSv. § 99 Abs. 1

Satz 1 BetrVG vorgenommen. Hierzu bedurfte sie der Zustimmung des Betriebsrats.

Da der Betriebsrat diese fristgerecht mit beachtlicher Begründung verweigert hat, muss 

die Arbeitgeberin das gerichtliche Zustimmungsersetzungsverfahren nach § 99 Abs. 4 

BetrVG durchführen.

1. Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats kann dem Arbeitgeber auf 13

Antrag des Betriebsrats gemäß § 101 Satz 1 BetrVG die Durchführung des arbeitsge­

richtlichen Zustimmungsersetzungsverfahrens nach § 99 Abs. 4 BetrVG aufgegeben 

werden, wenn er einen Arbeitnehmer ein- oder umgruppiert, obwohl der Betriebsrat 

seine hierzu nach § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG erforderliche Zustimmung frist- und ord­

nungsgemäß verweigert hat. Der Anspruch dient der Sicherung des Mitbeurteilungs­

rechts des Betriebsrats bei Ein- und Umgruppierungen. Er setzt voraus, dass der Ar­

beitgeber überhaupt eine Ein- oder Umgruppierung iSv. § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG
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vorgenommen hat (vgl. 23. September 2003 - 1 ABR 35/02 - BAGE 107, 338, zu B12 

der Gründe mwN).

a) Eine Eingruppierung iSv. § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG besteht in der rechtlichen 14 

Beurteilung des Arbeitgebers, dass der Arbeitnehmer auf Grund seiner Tätigkeit einer 

bestimmten Vergütungsgruppe zuzuordnen ist. Diese Beurteilung hat der Arbeitgeber

bei jeder Einstellung und Versetzung vorzunehmen. Das folgt bereits aus § 99 Abs. 1 

Satz 2 BetrVG, der für diese Fälle die Unterrichtung des Betriebsrats über die vorgese­

hene Eingruppierung ausdrücklich vorschreibt. Die Verpflichtung zur Eingruppierung 

besteht danach auch im Falle der Versetzung. Zwar ist der Arbeitnehmer in einem sol­

chen Fall regelmäßig auf Grund seiner bisherigen Tätigkeit bereits einer bestimmten 

Vergütungsgruppe zugeordnet. Eine Versetzung ist aber nach § 95 Abs. 3 Satz 1 

BetrVG stets mit der Zuweisung eines anderen Arbeitsbereichs verbunden. Daher 

muss der Arbeitgeber auch in diesem Fall die Eingruppierung des Arbeitnehmers über­

prüfen. Gelangt er hierbei zu dem Ergebnis, dass auf Grund der geänderten Tätigkeit 

der Arbeitnehmer einer anderen Vergütungsgruppe zuzuordnen ist, handelt es sich um 

eine Umgruppierung. Ergibt die Prüfung des Arbeitgebers, dass es trotz geänderter 

Tätigkeit bei der bisherigen Zuordnung verbleibt, liegt eine erneute Eingruppierung iSv.

§ 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG vor (BAG 18. Juni 1991 - 1 ABR 53/90 - BAGE 68, 104, zu 

B II 2 c der Gründe).

b) Eine Eingruppierung ist entgegen der Auffassung der Arbeitgeberin auch bei 15 

der Versetzung von Angestellten vorzunehmen, die bis dahin dem außertariflichen Be­

reich zugeordnet waren. Die betriebliche Vergütungsordnung, in welche der Arbeitge­

ber die Arbeitnehmer unter Beteiligung des Betriebsrats einzugruppieren hat, be­

schränkt sich nicht auf die tarifliche Vergütungsordnung. Zu ihr gehört auch der au­

ßertarifliche Bereich. Dieser ist Teil der betrieblichen Vergütungsordnung. Der im Be­

schluss des Senats vom 26. Oktober 2004 (- 1 ABR 37/03 - BAGE 112, 238, zu B II 2 a

der Gründe) verwendete Begriff der „Ausgruppierung“ darf nicht dahin missverstanden 

werden, ein Arbeitnehmer befinde sich im außertariflichen Bereich außerhalb der be­

trieblichen Vergütungsordnung; mit dem Ausdruck wurde lediglich der Vorgang einer 

unvollständigen Umgruppierung vom tariflichen in den in sich gestuften außertariflichen 

Bereich beschrieben. Der außertarifliche Bereich kann entweder einheitlich sein oder 

seinerseits noch eine weiter gestufte Vergütungsordnung darstellen (vgl. 26. Oktober 

2004 - 1 ABR 37/03 - aaO).
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Die Beurteilung des Arbeitgebers, die Tätigkeit des Arbeitnehmers übersteige 16 

die Merkmale der obersten tariflichen Vergütungsgruppe und sei daher dem außertarif­

lichen Bereich zuzuordnen, ist ebenfalls eine Eingruppierung iSv. § 99 Abs. 1 Satz 1 

BetrVG (vgl. BAG 31. Oktober 1995 - 1 ABR 5/95 - AP BetrVG 1972 § 99 Eingruppie­

rung Nr. 5 = EzA BetrVG 1972 § 99 Nr. 131, zu B12 a der Gründe). Dies ist nicht nur 

dann der Fall, wenn ein bislang tariflich eingruppierter Arbeitnehmer erstmals dem au­

ßertariflichen Bereich zugeordnet wird (vgl. 26. Oktober 2004 - 1 ABR 37/03 - aaO). 

Vielmehr gilt dies auch, wenn einem bereits dem außertariflichen Bereich zugeordne­

ten Arbeitnehmer ein neuer Arbeitsbereich zugewiesen wird. Die Beurteilung des Ar­

beitgebers, der Arbeitnehmer sei nach der neuen Tätigkeit weiterhin dem außertarifli­

chen Bereich zuzuordnen und unterfalle nicht der tariflichen Vergütungsordnung, ist 

eine erneute Eingruppierung des Arbeitnehmers iSv. § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG. An 

dieser ist der Betriebsrat zu beteiligen. Dessen Beteiligungsrecht dient der einheitlichen 

und gleichmäßigen Anwendung der Vergütungsordnung in gleichen und vergleichbaren 

Fällen. Es soll zur innerbetrieblichen Lohngerechtigkeit und Transparenz der im Betrieb 

vorgenommenen Eingruppierungen beitragen (31. Oktober 1995 - 1 ABR 5/95 - aaO 

mwN). Um diese geht es auch bei der Frage, ob ein Arbeitnehmer noch der tariflichen 

Vergütungsordnung unterfällt oder ob er Tätigkeiten erbringt, deren Merkmale diejeni­

gen der obersten tariflichen Vergütungsgruppe übersteigen (vgl. BAG 23. September 

2003 - 1 ABR 35/02 - BAGE 107, 338, zu B l 2ader  Gründe mwN).

2. Hiernach verlangt der Betriebsrat von der Arbeitgeberin zu Recht die Einlei- 17

tung und Durchführung des gerichtlichen Zustimmungsersetzungsverfahrens zur Ein­

gruppierung des Mitarbeiters H.

a) Zutreffend ist das Landesarbeitsgericht zu dem Ergebnis gelangt, die Arbeit- 18

geberin habe anlässlich der Versetzung des Mitarbeiters H eine mitbestimmungspflich­

tige Eingruppierungsentscheidung getroffen. Die von der Arbeitgeberin vorgenommene 

Eingruppierung bestand in ihrer Beurteilung, der Mitarbeiter H falle auch nach der Ver­

setzung auf die Stelle des stellvertretenden Leiters der Plattenherstellung nicht unter 

die tarifliche Vergütungsordnung, sondern sei außertariflich zu vergüten. Auch die Ar­

beitgeberin stellt nicht in Abrede, eine entsprechende Prüfung vorgenommen und die 

sich daraus ergebende Entscheidung getroffen zu haben. Sie meint lediglich, ihre Be­

urteilung unterfalle nicht der Mitbestimmung des Betriebsrats.
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b) Rechtsbeschwerderechtlich nicht zu beanstanden ist die Beurteilung des Lan- 19

desarbeitsgerichts, die Arbeitgeberin habe mit dem Schreiben vom 4. Juli 2003 beim 

Betriebsrat nicht nur die Zustimmung zur Versetzung des Mitarbeiters H, sondern auch

eine solche zur erneuten Eingruppierung in den AT-Bereich beantragt. Zwar ließe der 

objektive Erklärungswert des Schreibens auch ein anderes Verständnis zu. Der Be­

triebsrat hat aber, wie sich aus seiner Zustimmungsverweigerung vom 11. Juli 2003 

ergibt, das Schreiben der Arbeitgeberin als Antrag auch auf Zustimmung zur Eingrup­

pierung verstanden. Dies war zumindest vertretbar. Die Arbeitgeberin hat gegen die 

Auslegung ihres Anhörungsschreibens durch das Landearbeitsgericht keine beachtli­

chen Rügen erhoben.

c) Die Zustimmung des Betriebsrats zur erneuten Eingruppierung des Mitarbei- 20

ters H in den AT-Bereich gilt nicht etwa nach § 99 Abs. 3 Satz 2 BetrVG als erteilt. Der 

Betriebsrat hat mit Schreiben vom 11. Juli 2003 seine Zustimmung fristgerecht mit be­

achtlichen Gründen verweigert.

Schmidt Kreft Linsenmaier

Federlin Olaf Kunz
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